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Planzeichenerklärung

I  Zeichnerische Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baulinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

vorhandene Flurstücksgrenzen

vorhandene Flurstücksbezeichnung

vorhandene Bebauung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeine Wohngebiete

(§ 4 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 und 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

III  Zeichnerische Hinweise und Planzeichen

Höhenlage des Geländes in m ü. NHN

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, 

Garagen und Gemeinschaftsanlagen

Zweckbestimmung:

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Planungsrechtliche Festsetzungen nach BauGB, BauNVO und PlanzV 

 ohne Festsetzungscharakter

WA

vorhandene Gemarkungsgrenzen

vorhandene Bäume

2.50

Bemaßung in Meter

Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  

sowie der Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Ein- und Ausfahrtbereich

Baugrenze

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

L

mit einem Leitungsrecht zu belastende Fläche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Nutzungsschablone:

Art der baulichen Nutzung

Baugebiet

Gundflächenzahl Geschossflächenzahl

Dachform

Geschossflächenzahl als Höchstmaß
GFZ 1.2

Grundflächenzahl als Höchstmaß
GRZ 0.4

Zahl der Vollgeschosse zwingend
VI

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß in m ü. NHN

OK max

+275.50

Straßenbegrenzungslinie

Flächen für Versorgungsanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 Bau GB)

Flächen für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung:

Trafo

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 Bau GB)

Anpflanzen von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 

die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) BauGB)

Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 ThürBO

FlachdachFD

A1 Bezeichnung der Anpflanzfläche 

Erhaltung von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) BauGB)

TG 1
Gemeinschaftstiefgarage; z.B.: Tiefgarage Teil 1

M Stellplatz für bewegliche Abfallbehälter

II   Nachrichtliche Übernahmen

Trinkwasserleitung

TW

Schmutzwasserleitung

SW

Regenwasserleitung

RW

Telekomunikationsleitung - Vodafone

TK

Elektroleitung

E

Fernwärmeleitung

FW

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 Bau GB)

private Grünflächen

Zweckbestimmung:

Parkplatzbegrünung

St privater Gemeinschaftsstellplatz

Bezeichnung von Punkten zur Abgrenzung von Fassadenabschnitten z.B.: A-B

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

A
B

E1 Bezeichnung der Erhaltungsfläche 

privater Spielplatz

MS Stellplatz für bewegliche Abfallbehälter zur Übergabe an die Müllabführ

  

 Vorhabenbezogener Bebauungsplan HER703 
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  Warsbergstraße 3, 99096 Erfurt 
 

 

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für die ge-
ometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskataster nach dem 

Stand vom                      übereinstimmen. 

 

 

Erfurt, den  
 
 

 
 

………………………………………… 

Dipl.-Ing. Reinhard Kräling, ÖbVI 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verfahrensvermerke zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  
HER703 "Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße - Teilbereich I" 

1. Der Stadtrat hat am 11.05.2017 mit Beschluss Nr. 0127/17, ortsüblich bekannt gemacht im Amtsblatt 

der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 10 vom 09.06.2017 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungspla-
nes HER693 „Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße“ gefasst, den Vorentwurf und dessen 

Begründung gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, bekannt gemacht im Amtsblatt der 

Landeshauptstadt Erfurt Nr. 10 vom 09.06.2017, ist vom 19.06.2017 bis zum 21.07.2017 durch öffent-

liche Auslegung des Vorentwurfes und dessen Begründung auf Grundlage des HER693 „Wohngebiet 
Singerstraße/Hermann-Brill-Straße“ durchgeführt worden. 

3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 
Abs. 1  BauGB mit Schreiben vom 09.06.2017 zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert worden. 

4. Der Stadtrat Erfurt hat am 06.09.2017 mit Beschluss Nr. 0726/17, ortsüblich bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 16 vom 29.09.2017, den Einleitungs- und Aufstellungsbe-
schluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan HER703 "Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-

Straße - Teilbereich I" gefasst. 

5. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.             den Entwurf des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes HER703 "Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße - Teilbereich I" mit Be-

gründung gebilligt, die Zwischenabwägung bestätigt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen. 

6. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung, sind gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der Lan-

deshauptstadt Erfurt Nr.       vom         ortsüblich bekannt gemacht worden. 

7. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes HER703 "Wohngebiet Singerstra-
ße/Hermann-Brill-Straße - Teilbereich I" und dessen Begründung haben gem. § 3 Abs. 2 

Satz 1 BauGB in der Zeit vom           bis zum           öffentlich ausgelegen. 

8. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 
Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom            zur Stellungnahme aufgefordert  worden. 

9. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen Stel-

lungnahmen die Abwägung beschlossen und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan HER703 
"Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße - Teilbereich I" gemäß § 10 Abs. 1 BauGB i.V.m. 
§ 88 Abs. 2 ThürBO und §§ 19, 2 ThürKO als Satzung beschlossen. 

 
Erfurt, den 

 
Oberbürgermeister 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan HER703 "Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße - Teil-
bereich I" einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO der Rechtsaufsichtsbe-
hörde mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht beanstandet. 

 
 

 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes mit dem Willen der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen 
Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden bekundet. 

 
Ausfertigung 

 

 
Erfurt, den 
 

Landeshauptstadt Erfurt 
A.Bausewein 

Oberbürgermeister 
 

Der vorhabenbezogene Bebaungsplan HER703 "Wohngebiet Singerstraße/Hermann-Brill-Straße - Teil-

bereich I" wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr.       vom 
                ortsüblich bekannt gemacht. 
Mit dieser Bekanntmachung wurde der vorhabenbezogene Bebauungsplan 

 
Rechtsverbindlich 

 
 
Erfurt, den 

 
Oberbürgermeister 

 

 

 

 
 

    Rechtsgrundlagen 
 

1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634)  
 

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786) 

 
3. Thüringer Bauordnung vom 13. März 2014 (GVBl.S. 49), zuletzt geändert durch Artikel 41 des 

Gesetzes vom 18.12.2018 (GVBl. S. 731) 
 

4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057 (Nr. 25)  
 

5. Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) i.d.F. der 
Neubekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur 

Weiterentwicklung der Thüringer Gemeinden vom 10.04.2018 (GVBl. S. 74) 
 
Stand: 04.04.2019 

T  

eil B: Textliche Festsetzungen 
Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 BauGB 
und § 12 Abs. 3a BauGB       
 
Nr. Festsetzung   Ermächtigung 
    

0. Im Rahmen der getroffenen Festsetzungen sind im WA nur 

solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der 

Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 
 

 § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. 

§ 9 Abs. 2 BauGB 
 

    

1. Art der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    
1.1. Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 Nr. 4 

und 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Gartenbaube-

triebe und Tankstellen unzulässig. 

 

 § 1 Abs. 6 BauNVO 

    

2. Maß der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    
2.1. Bezugsebene für die festgesetzten Höhen ist der deut-

sche Höhenbezug im Rahmen der Anbindung an das eu-

ropäische Nivellementnetz in m über Normalhöhennull 
(NHN). 

 

 § 18 Abs. 1 BauNVO 

2.2. Die Oberkante der baulichen Anlage ist der höchste Punkt 
des Gebäudes. Die zulässigen Oberkanten der baulichen 

Anlagen sind zeichnerisch im Teil A1 Planzeichnung und 

Teil A2 Ansichten festgesetzt. 
 

 § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 

2.3. Die festgesetzte Oberkante der baulichen Anlagen in Me-
ter ü. NHN kann ausnahmsweise durch technisch bedingte 
Aufbauten, wie stabförmige Antennen- und Blitzschutzan-

lagen und Anlagen für erneuerbare Energie um maximal 
1,50 m überschritten werden. 

 

 § 16 Abs. 6 BauNVO 
 

    
3. Bauweise, überbaubare und nichtüberbau-

bare Grundstücksflächen 
 § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

    

3.1. Für die baulichen Anlagen in den Baufeldern A, B, C und H 

wird eine offene Bauweise festgesetzt. 
 

 § 22 Abs. 1 BauGB 

3.2. Für die baulichen Anlagen im Baufeld D wird eine von der 
offenen Bauweise abweichende Bauweise festgesetzt, in 
der das Gebäude länger als 50 m sein darf. Die Grenzab-

stände sind einzuhalten. 
 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

3.3. Für die baulichen Anlagen in den Baufeldern E, F und G 

wird eine von der offenen Bauweise abweichende Bauwei-
se festgesetzt, in der die Grenzabstände zur Singerstraße 

im Südwesten wie zeichnerisch durch Baulinie und Bema-

ßung festgesetzt unterschritten werden dürfen. 

 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

 

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

 

    
6.1. Die Dachflächen der Gebäude sind mit Gräsern und Stau-

den zu begrünen. Die Dachbegrünung ist extensiv mit ei-

ner Substratdicke von mindestens 0,05 m bis 0,10 m her-

zustellen. 
Davon ausgenommen sind Flächen für technische Aufbau-

ten und Kiesstreifen im Randbereich der Attika bis zu einer 
Breite von max. 0,50 m.  

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind nur als 

aufgeständerte Konstruktionen in einer technischen Aus-

führung zulässig, die die Ausbildung eines extensiven 
Gründachs zulässt. 

 

  

6.2. Die Wurzelbereiche der zur Erhaltung festgesetzten Bäu-

me sind auf einer Fläche von mindestens 6,00 m² von Ver-

siegelung freizuhalten und durch geeignete Maßnahmen 

vor Verdichtung zu schützen. Dabei muss der Abstand von 
versiegelten Flächen zum Stammmittelpunkt mindestens 

1,50 m betragen. 

 

  

6.3. Für alle neu zu pflanzende Bäume ist dauerhaft ein durch-

wurzelbarer Raum von mindestens 12,00 m³, bei Bäumen 
im Bereich der Tiefgarage mindestens 10,00 m³, bei einer 
Breite von mindestens 2,00 m zu gewährleisten. Die Wur-

zelbereiche sind durch geeignete Maßnahmen dauerhaft 
luft- und wasserdurchlässig zu erhalten. Sämtliche Bäume 

sind bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 

  

6.4. Alle gepflasterten Flächen sind mit versickerungsfähigem 
Pflaster oder Plattenbelag auszubilden. 

 

  

6.5. Niederschlagswasser, welches auf Straßen, Platzflächen 
und Wegen anfällt, ist innerhalb des Plangebietes zu versi-

ckern. 
 

  

    
7. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 
    

7.1. Die mit L 1 bezeichnete Fläche wird mit einem Leitungs-

recht zu Gunsten des Versorgungsträgers für eine Verle-
gung der Trinkwasserleitung festgesetzt. 

 

  

    
8. Flächen für Gemeinschaftsanlagen  § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB 

    
8.1. Im allgemeinen Wohngebiet werden als Gemeinschaftsan-

lage sieben Standplätze für bewegliche Abfallbehälter M 

sowie ein Standplatz für bewegliche Abfallbehälter zur 
Übergabe an die Müllabfuhr MS festgesetzt.  

Die Gemeinschaftsanlagen M sind den Gebäuden im all-
gemeinen Wohngebiet zugeordnet. 
Die Gemeinschaftsanlage MS ist den Gebäuden in den 

Baufeldern B und C zugeordnet. 

  

 

9. Verwendungsverbot bestimmter luftverunrei-
nigender Stoffe 

 § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB 

    

9.1. In Feuerungsanlagen, die nach Inkraftsetzung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes neu errichtet oder ver-
ändert werden, dürfen keine festen oder flüssigen Brenn-

stoffe verbrannt werden. Die Errichtung und der Betrieb 

von offenen Kaminen sind unzulässig. 
 

  

    
10. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsschutzgesetzes 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB  

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

10.1. Im Allgemeinen Wohngebiet sind Vorhaben nur zulässig, 
wenn im zeichnerisch festgesetzten Baufeld D eine fünfge-
schossige Bebauung zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnah-

me der baulichen Anlagen in den Baufeldern A bis C sowie 
E bis H realisiert ist. 
 

 § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

Die jeweiligen Außenbauteile der baulichen Anlagen müs-
sen je nach Lärmpegelbereich und Raumart die nachfol-
genden Schalldämm-Maße R'w,res aufweisen: 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB  

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

Raumart   Maßgebli-
cher Außen-
lärmpegel in 
dB(A) 

Lärmpe-
gelbereich Aufenthalts-

räume in  
Wohnungen, 
Übernachtungs-
räume 
u.ä. 
 
R'w,res  
in dB(A) 

Büroräume 
 
R'w,res  
in dB(A) 

  

56 - 60 II 30 30   

61 - 65 III 35 30   

66 - 70 IV 40 35   
      

10.2. 

Das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß erf. 
R'w,res gilt für die gesamte Außenfläche eines Raumes.  
Zum Schutz gegen Außenlärm sind nach DIN 4109-1:2016 

„Schallschutz im Hochbau – Teil 1: Mindestanforderungen“ 
die Anforderungen aus Tabelle 7 der Norm an die Luft-

schalldämmung der Außenbauteile für den jeweiligen 

Lärmpegelbereich zu realisieren.  
 

  

 

10.3. Zwischen den zeichnerisch festgesetzten Punkten A und B 
wird die Fassade als Lärmpegelbereich IV eingestuft. 

Zwischen den zeichnerisch festgesetzten Punkten C und D 

wird die Fassade als Lärmpegelbereich III eingestuft. 

Alle übrigen Fassaden werden in den Lärmpegelbereich II 
eingestuft. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

10.4. Können Schlafräume nur über Fenster in den Fassadenbe-
reichen zwischen den zeichnerisch festgesetzten Punkten 

E und F mit Nachtpegeln ab 50 dB(A) und darüber belüftet 

werden, so müssen diese zusätzlich mit Zwangsbelüftung 

ausgerüstet werden, die eine Belüftung des Raumes ohne 

Öffnung des Fensters ermöglicht. Diese Lüftungseinrich-

tungen müssen die Anforderungen an die erforderliche 
Schalldämmung der Außenbauteile während der Lüftungs-

funktion erfüllen.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

10.5. Im Bereich der Nordfassade des Baufeldes D sind keine 

zur Nachtzeit genutzten Wohnräume (Schlafzimmer und 
Kinderzimmer) anzuordnen. 

Die Wohnungen mit Fenstern schutzwürdiger Räume in 

der Nordfassade des Baufeldes D sind auf der gesamten 
Tiefe des Gebäudes anzuordnen (durchgesteckte Woh-

nungen), damit eine Belüftung der Wohnungen über Fens-

ter in der von der Straße abgewandten Fassade möglich 
ist. Die Festsetzung im ersten Absatz bleibt davon unbe-
rührt. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

10.6. Werden im Baufeld D in der Ostfassade im zeichnerisch 
festgesetzten Lärmpegelbereich IV Loggien eingeordnet, 

so sind diese ab 1. bis 4.Obergeschoss zu verglasen und 

die Verglasung ist mit Lüftungsschlitzen zu versehen. Die 
angrenzenden Zimmer sind bei einer Nachtnutzung über 

diese Loggien zu belüften.  
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 
i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

 

10.7. Werden im Baufeld D in der Nordfassade im zeichnerisch 

festgesetzten Lärmpegelbereich IV Loggien und Terrassen 
eingeordnet, so sind diese über alle Geschosse nach Nor-

den zu verglasen.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

10.8. Für die Tiefgarage sind max. 30 Lüftungsöffnungen mit ei-

ner lichten Öffnungsfläche von max. je 1 m² vorzusehen. 

Für eine lichte Öffnungsfläche von max. 1 m² sind folgende 
Mindestabstände (Mitte Fenster bis zum Rand der Lüf-
tungsöffnung) zu den nächst gelegenen Fenstern schutz-

würdiger Räume (schutzwürdig gem. DIN 4109:2016) im 
EG einzuhalten:  
Öffnung im Bereich Tiefgarage Teil 1    1,70 m  

Öffnung im Bereich Tiefgarage Teil 2    1,80 m  
Öffnung im Bereich Tiefgarage Teil 3    1,60 m 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

11. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
mit Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sons-
tigen Bepflanzungen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

 
11.1. Im Geltungsbereich sind insgesamt 108 Bäume gemäß Ar-

tenliste Laubbäume und Pflanzqualität Punkt 11.11. zu 
pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwer-

tig zu ersetzen.  
Die festgesetzten Baumstandorte können bis max. 3,00 m 

im Radius verschoben werden. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

 

11.2. Von den im Punkt 11.1 genannten Bäumen sind innerhalb 

der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A1 (Kleiner An-
ger) mindestens 12 Laubbäume I. Ordnung der Baumart 

Prunus in Sorten (Kirschbäume) zu pflanzen, dauerhaft zu 

erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 
Pflanzqualität: Hochstamm Stammumfang 16-18 cm. 
Innerhalb der Fläche sind Einfassungsmauern, Entlüf-

tungsschächte der Tiefgarage und Wege aus Schrittplatten 
zulässig. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

 

11.3. Von den im Punkt 11.1 genannten Bäumen sind innerhalb 

der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A2 (Grüne Mitte) 

mindestens 10 Laubbäume gemäß Artenliste Laubbäume 

und Pflanzqualität Punkt 11.11. zu pflanzen, dauerhaft zu 
erhalten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Innerhalb der Fläche sind Bänke und eine Spielfläche zu-

lässig. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

11.4. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A3 
sind niedrige bis mittelhohe Sträucher, Stauden, Gräser 

und Frühjahrsblüher sowie die Pflanzen der Artenliste ge-
mäß Punkt 11.14. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. Rasenflächen sind 

auf maximal 75 % der Flächen zulässig. 
Die hier vorgesehenen Mietergärten sind mit einer maximal 

1,50 m hohen geschnittenen Hecke einzufassen. 

Innerhalb dieser Fläche sind Entlüftungsschächte der Tief-
garage, wassergebundene Wege und gepflasterte Haus-

zugänge zulässig. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

11.5. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A4 

sind die Grünflächen mit einzelnen Sträuchern gemäß Ar-
tenliste Punkt 11.12., 11.13. und 11.14. zu bepflanzen und 
mit Landschaftsrasen anzusäen, dauerhaft zu erhalten, ex-

tensiv zu pflegen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Ansaat mit einer Saatgutmischung als artenreiche Frisch-
wiese / Fettwiese aus 85 % Gräsern und 15 % schnittver-

träglichen Blütenpflanzen.  

Es ist autochthones Saatgut aus dem Produktionsraum 5 
(Mitteldeutsches Flach- und Hügelland) zu verwenden. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 

 11.6. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A5 
sind die Grünflächen mit einzelnen Sträuchern gemäß Ar-

tenliste Punkt 11.12., 11.13. und 11.14. zu bepflanzen und 
mit Landschaftsrasen anzusäen, dauerhaft zu erhalten, ex-
tensiv zu pflegen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Ansaat mit einer Saatgutmischung als Blumen- / Kräuter-

rasen aus 80 % Gräsern und 20 % schnittverträglichen 
Blütenpflanzen.  

Es ist autochthones Saatgut aus dem Produktionsraum 5 

(Mitteldeutsches Flach- und Hügelland) zu verwenden. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 
 

11.7. Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen A6 
sind Sträucher gemäß Artenliste Sträucher und Pflanzqua-

lität Punkt 11.12. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

Es sind mindestens 0,50 Gehölze/m2 zu pflanzen. 

 

  

11.8. Die nicht überbauten und nicht mit Erschließungen, Wegen 
und Terrassen genutzten Dächer von Tiefgaragen sind zu 

begrünen. 

Es ist eine Substratüberdeckung von mindestens 0,60 m 
zu realisieren.  

Im Bereich der Baumscheiben in der Fläche zum Anpflan-

zen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen A1 (Kleiner Anger) ist eine Substratüberdeckung von 

mindestens 1,00 m zu realisieren.  
Die Bereiche der Feuerwehrzufahrt sind mit Rasenkam-
mersteinen zu befestigen. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

11.9. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind mit Aus-
nahme der festgesetzten Flächen für bewegliche Abfallbe-

hälter sowie der Flächen für Zuwegungen, Fahrradstellflä-
chen, Feuerwehrzufahrten und Feuerwehraufstellflächen 

ausschließlich gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu er-

halten.  
Die Bereiche der Fahrradstellflächen, Feuerwehrzufahrten 

und Feuerwehraufstellflächen sind mit Rasenkammerstei-

nen zu befestigen. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB 

11.10. Innerhalb der festgesetzten Flächen mit Bindungen für Be-

pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen E1 sind die Grünflä-
chen mit Landschaftsrasen anzusäen, dauerhaft zu erhal-

ten und extensiv zu pflegen. 

Ist eine Nachsaat auf Teilflächen erforderlich, ist diese mit 
der Saatgutmischung aus Punkt 11.6 durchzuführen. 

Einzelne Sträucher gemäß Artenliste Punkt 11.12 sind zu 

pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwer-
tig zu ersetzen.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

 

11.11. Artenliste Laubbäume und Pflanzqualität 

Bäume I. Ordnung 
Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn), Acer saccharinum 

(Silber-Ahorn), Aesculus hippocastanum (Rosskastanie), 
Aesculus carnea (Rotblühende Kastanie), Alnus x spaethii 

(Purpur-Erle), Celtis australis (Südlicher Zürgelbaum) 

Betula pendula (Weiß-Birke), Fraxinus angustifolia 

`Raywood` (Schmalblättrige Esche), Pterocarya fraxinifolia 
(Flügelnuss), Quercus cerris (Zerr-Eiche), Quercus robur 

(Stiel-Eiche), Quercus bicolor (Zweifarbige Eiche), Tilia 

cordata (Winter-Linde), Tilia platyphyllos (Sommer-Linde) 
Pflanzqualität Bäume I. Ordnung: Hochstamm Stammum-

fang 18-20 cm. 
 
Bäume II. und III. Ordnung 

Acer campestre (Feld-Ahorn), Acer rubrum 'Red Sunset' 
(Rot-Ahorn), Amelanchier ovalis (Gewöhnliche Felsenbir-

ne), Carpinus betulus (Hainbuche), Corylus colurna 

(Baumhasel), Fraxinus ornus (Blumen-Esche), Gleditsia 

triacanthos (Lederhülsenbaum), Liquidambar styraciflua 

'Worplesdon' (Amberbaum), Malus Hybriden (Zier-Äpfel), 

Malus domestica (Kultur-Apfel), Morus alba (Weiße Maul-
beere), Nyssa sylvatica (Tupelobaum), Ostrya carpinifolia 

(Europäische Hopfenbuche), Prunus in Sorten (kirschen, 

Pflaumen in Sorten), Salix caprea (Salweide), Sophora ja-
ponica `regent` (Japanischer Schnurbaum), Sorbus aria 

(Mehlbeere), Sorbus aucuparia (Eberesche), Sorbus 
intermedia „Brouwers“ (Schwedische Mehlbeere 'Brou-

wers‘), Sorbus torminalis (Elsbeere), Tilia cordata 'Rancho' 

(Winter-Linde in Sorten, Ulmus ‚Lobel‘ (Ulme - Hybride), 
Ulmus 'Sapporo Autumn Gold' (Ulme - Hybride). 

Pflanzqualität Bäume II. Ordnung: Hochstamm Stammum-

fang 16-18 cm. Pflanzqualität Bäume III. Ordnung: Hoch-
stamm Stammumfang 14-16 cm. 
 

  

11.12. Artenliste Landschaft Sträucher 

Rosa multiflora (Vielblütige Rose), Cornus mas (Kornelkir-
sche), Cornus alba (Weißer Hartriegel), Viburnum opulus  

(Gew. Schneeball), Sambucus nigra (Schwarzer Holun-
der), Sambucus racemosa (Trauben-Holunder), Taxus 
baccata (Gew. Eibe), Rosa rugosa 'Alba' (Weiße Kartoffel-

Rose), Rosa canina (Hunds-Rose 
Pflanzqualität: mind. verpflanzter Strauch im Ballen oder 
Container, Höhe 60-100 cm. 

 

  

11.13. Artenliste Gärten und Grünflächen Sträucher 
Magnolia x soulangeana, (Tulpen-Magnolie), Philadelphus 

coronarius 'Schneestrum' (Europäischer Pfeifenstrauch), 
Hamamelis mollis (Chinesische Zaubernuss), Syringa vul-
garis 'Mme. Lemoine' (Gew. Flieder - Hybride), Buddleja al-

ternifolia (Wechselblättriger Sommerflieder), Rosa multiflo-
ra (Vielblütige Rose) 
Pflanzqualität: mind. verpflanzter Strauch im Ballen oder 

Container, Höhe 60-100 cm. 
 

  

11.14. Ergänzende Artenliste 

Prunus dulcis (Mandelbaum), Malus floribunda (Vielblütiger 
Apfel), Cydonia oblonga (Quitte) 

  

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m. § 88 ThürBO und nach § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
 
Nr. Festsetzung  Ermächtigung 
    

12. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
 

 § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 
i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    
12.1. Abweichungen von den zeichnerisch festgesetzten Ansich-

ten der Gebäude im Baugebiet WA 1 und WA 2 sind im 
Rahmen der sonstigen Festsetzungen ausnahmsweise zu-

lässig, soweit die gestalterischen Grundzüge der Planung 
nicht verletzt werden. 
 

  
 

    

13. Fassadengestaltung   
    

13.1. Die Gestaltung der Fassaden ist gemäß den zeichnerisch 
festgesetzten Ansichten im Teil A2 in folgenden Materialien 
auszuführen:  

 

Die Fassadenfarben der Erdgeschosse aller Wohngebäu-
de sind in Spaltklinker, Naturstein oder Keramik in Natur-

farbtönen (bräunlich-grau-silbrig) auszuführen. 

Ausgenommen davon sind die Loggien-Fassaden. 
 

Für die Farbgebung der Fassaden ab 1. Obergeschoss 

sind mit Ausnahme der Loggien-Fassaden weiße, graue 
oder beige Farbtöne mit einem Hellbezugswert zwischen 

35 und 75 zu verwenden. 
Für die Loggien-Fassaden sind braune, graue oder beige 
Farbtöne mit einem Hellbezugswert zwischen 8 und 35 zu 

verwenden. 
 

Für die Farbgebung von Fassadenelementen, wie z.B. At-

tika, Fensterbänder und Fensterfaschen sind Farbtöne der 
jeweils gleichen Farbfamilie mit einem Hellbezugswert zwi-

schen 30 und 50 zu verwenden. 

 

  

13.2. Die in der zeichnerischen Festsetzung Teil A2 festgesetz-
ten horizontalen Bänder in den Fassaden sind als zur 

Wandfläche abgesetzte Oberflächen in glatt herzustellen. 
Die in der zeichnerischen Festsetzung Teil A2 festgesetz-
ten Wandflächen sind in einer rauhen Oberfläche, z. B. in 

größerer Korngröße oder als Besenstrichputzoberfläche 
herzustellen. 
 

  

13.3. Die Außenfenster sind in den Farben der Loggien-
Fassaden im Farbspektrum in braun, grau oder rötlich mit 
einem Hellbezugswert zwischen 8 und 35 herzustellen.  
 

  

 13.4. Absturzsicherungen an Gebäuden sind als farbbeschichte-
te Metallstabgeländer oder aus Glas mit Befestigung in 

seitlichem Profil auszubilden.  

Zusätzliche Sichtschutzelemente an den Absturzsicherun-
gen sind unzulässig. 

Die Absturzsicherung an der Ein- und Ausfahrt der Ge-

meinschaftstiefgarage ist in Beton- oder Putzoberfläche 
oder als farbbeschichtete Metallstabgeländer auszubilden. 
 

  

13.5. Verschattungselemente sind nur als Raffstores, Textil-
screens oder integrierte Rollläden zulässig. 

Für eingezogene Loggien und Terrassen sind als Sicht- 

und Sonnenschutz außenliegenden Vorhänge aus Textil-
gewebe zulässig. Dabei sind reflektierende Oberflächen 
und Neonfarben unzulässig. 

  

  

13.6. Reflektierende und glänzende Fassadenmaterialien und  
-elemente sind unzulässig. Ausgenommen davon sind 

Glasbrüstungen der Fenster, Loggienverglasungen sowie 

die Oberflächen der Erdgeschossfassaden. 
 

  

    

14. Dächer   
    

14.1. Im allgemeinen Wohngebiet sind die Gebäude mit Flach-

dächern auszubilden. 
 

  

14.2. Im allgemeinen Wohngebiet ist als Dachmaterial mit Aus-

nahme der Flächen der technischen Aufbauten (wie z.B. 
Fahrstuhlschächte) und der Kiesstreifen im Randbereich 

der Attika bis zu einer Breite von max. 0,50 m nur Dachbe-
grünung zulässig.  

Flächen für technische Aufbauten können bekiest werden. 

 

  

14.3. Anlagen für erneuerbare Energien sind nur als Ständer-

konstruktionen über dem Gründach zulässig. 

 

  

    

15. 
 

Anordnung und Gestaltung von Werbeanla-
gen 

 § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

15.1. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und nur 

in einer maximalen Größe der Werbeanlage von 0,2 m2 zu-

lässig.  
 

  

15.2. Die Anordnung von Werbeanlagen darf nur im Erdge-

schoss erfolgen. Werbeanlagen sind an Türen und Toren 
unzulässig. 

 

  

15.3. Werbeanlagen mit beweglichen Teilen, als laufende 
Schrift- und Leuchtbänder, als Blinklichter, als Leuchtkäs-

ten sowie als Ausleger sind unzulässig.  

Werbeanlagen müssen in Lage, Farbe, Proportion, Gliede-
rung und Plastizität aufeinander sowie auf die Fassaden-

gestaltung abgestimmt sein und sich dieser in ihrer Gestal-

tung unterordnen. 

 

  

 

2. Auffälliger Bodenaushub, Bodenverunreinigungen 
 Werden bei Erdbaumaßnahmen schadstoffkontaminierte Medien in Boden, Wasser oder in der 

Luft oder auffällige Bereiche, wie kontaminationsverdächtige Bausubstanz oder Auffüllungen 

angetroffen, so ist die untere Bodenschutzbehörde, Umwelt- und Naturschutzamt der Stadt Er-
furt zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 

 

3. Einsichtnahmemöglichkeiten von Vorschriften 
 Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. können dort 

eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche 
Auslegung des Bebauungsplanes und der Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
der Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird, d.h. nach 

derzeitiger Sachlage im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, 99092 Erfurt, Wars-

bergstraße 1. 
 

 

4. Bodenaufschlüsse 
 Geplante Erdaufschlüsse und größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Geologie 

Weimar rechtzeitig anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse einschließlich der Erkundungsdaten 

und die Lageplänen der Bohrungen sind der Thüringer Landesanstalt für Geologie in Weimar 
zu übergeben. 

 

 

5. Fernwärme 
 Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der Fernwärmesatzung der Stadt Erfurt vom 

07.06.2005 im Teilbereich 05 Versorgungsgebiet Süd-Ost, öffentlich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Stadt Erfurt vom 08.07.2005. 

 
 

6. Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
Vermeidungsmaßnahme V1: Zeitliche Beschränkung für die Baufeldfreimachung 
Die Arbeiten zur Baufeldfreimachung (Beseitigung der Vegetation und der Bodenoberfläche) 

dürfen nur innerhalb der Zeitspanne vom 1. Oktober bis 28. Februar jeden Jahres erfolgen. 

 Vermeidungsmaßnahme V2: Baumkontrolle vor Fällung 
 Die zu fällenden Bäume/Gehölze sind unmittelbar (3-5 Tage) vor dem Fällen/Roden auf vor-

handene besetzte Nester, Horste und Höhlen zu begutachten (Kontrolle). 

 Vermeidungsmaßnahme V3: Minimierung Falleneffekt 

 Für die Außenbeleuchtung sind nur Leuchtmittel mit warmweiser Lichtfarbe, unter 3.000 Kelvin 

und nach unten gerichteten Lichtquellen zulässig Dadurch wird der Falleneffekt für Nachtinsek-
ten minimiert. 

CEF-Maßnahme 1: 
Als Ausgleich für verloren gehende Niststätten von Höhlen- und Halbhöhlenbrütern ist an ge-

eigneten Anbringungsorten (vorzugsweise innerhalb des Planungsraumes) die Anbringung von 
acht Nistkästen für Höhlen- und Halbhöhlenbrüter vorzusehen. 

CEF-Maßnahme 2: 

Als Ersatz für verloren gehende potenzielle Fledermausquartiere sind an geeigneten Anbrin-
gungsorten (vorzugsweise an Gehölzen innerhalb des Planungsraumes sowie als Unterputz-

quartiere an drei Gebäuden im Planungsraum) sechs Fledermausquartiere vorzusehen. 

Minderungsmaßnahme: 

Ergänzend wird empfohlen, für die innerhalb des Stadtgebietes von Erfurt wegen vielfältiger 
innerstädtischer Sanierungen zurückgehende Mehlschwalbe unmittelbar nach Errichtung der 
Gebäude Doppel-Niststätten incl. Kotbretter an wenigsten vier Gebäuden anzubringen. 

3.4. Ein Überschreiten von Baugrenzen durch Terrassen ist nur 

in den Baufeldern E und G bis zu einer Breite von max. 
4,00 m und einer Tiefe von max. 3,00 m zulässig. 

 

 § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

    
4. Abstandsflächentiefe  § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB 
   i.V.m. § 6 Abs. 5 ThürBO 

4.1. Im allgemeinen Wohngebiet wird abweichend von der Thü-
ringer Bauordnung festgesetzt, dass die Tiefe der Ab-

standsflächen für bauliche Anlagen zwischen den Baufel-

dern A und B, B und C, C und D und D und F maximal 
0,25H, jedoch mindestens 3,00 m betragen muss. 

 

  

    
5. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und 

Garagen mit ihren Einfahrten 
 § 9 Abs. 1 Nr. 4 und  

Nr. 22 BauGB 
    

5.1. Im allgemeinen Wohngebiet wird innerhalb der zeichneri-

schen Festsetzung eine baulich verbundene Gemein-
schaftstiefgarage (TG 1 bis TG 3) festgesetzt. 

Diese Gemeinschaftsanlage ist allen Gebäuden auf den 

Baufeldern A, B, C, D, E, F, G und H zugeordnet. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB 

5.2. Die Gemeinschaftstiefgarage ist auf die Zahl der zulässi-
gen Vollgeschosse nicht anzurechnen. 
 

 § 21a Abs. 1 BauNVO 

5.3. Hochbauliche Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO 
sind nur auf der für Nebenanlagen festgesetzten Flächen 

für die Gemeinschaftstiefgarage und Stellplätze für beweg-

liche Abfallbehälter sowie innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  

Ausgenommen hiervon sind Spielanlagen sowie Standorte 

für Fahrradstellplätze im Bereich der Hauseingänge. 
 

 § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO 
 

5.4. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze und Garagen 
nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche im Un-
tergeschoss sowie innerhalb der festgesetzten Flächen für 

Tiefgaragen zulässig. 
 

 § 12 Abs. 6 BauNVO 

5.5. Die Ein- und Ausfahrt der Gemeinschaftstiefgarage ist nur 

innerhalb des zeichnerisch festgesetzten Bereichs zuläs-
sig. 
 

 § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB  

 

    
 

16. Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten 
Grundstücke 

 § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 
i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

16.1. Im allgemeinen Wohngebiet sind Feuerwehraufstellflächen 

mit Rasenkammersteinen auszubilden. 
 

  

16.2. Ebenerdige Abstellmöglichkeiten für Fahrräder sind nur im 

Bereich der Hauseingänge und nur als Anlehnbügel in 
Flachstahl zulässig.  

 

  

    

17. Gestaltung der Standplätze für bewegliche 
Abfallbehälter  

 § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

17.1. Standplätze für bewegliche Abfallbehälter sind nur in den 

dafür festgesetzten Flächen M zulässig. 

Übergabeplätze für bewegliche Abfallbehälter an die Müll-
abfuhr sind nur auf der dafür festgesetzten Fläche MS zu-

lässig. 

 

  

17.2.  Die festgesetzten Standplätze für bewegliche Abfallbehäl-

ter sind allseitig mit einer Höhe von mindestens 1,50 m und 

maximal 2,20 m einzuzäunen und als Sichtschutz dauer-
haft einzugrünen. 

Ausnahmsweise ist ein Sichtschutz ohne Begrünung mit 

einer Mindesthöhe von 1,50 m in Holz für den festgesetz-
ten Standplatz für bewegliche Abfallbehälter südlich des 

Baufeldes E zulässig. 
 

  

    

18. Herstellung von Stellplätzen  § 88 Abs. 1 Nr. 7 ThürBO 
i.V.m. § 49 Abs. 1 ThürBO 

und § 12 Abs. 3 BauGB 
    
18.1. Für die Wohnungen in den Baufeldern A – H ist je Wohn-

einheit 1 Stellplatz herzustellen. 

 

  

    

19. Kennzeichnungen nach § 9 Abs. 5 BauGB   

    
19.1. Im Plangebiet wurden flächendeckend Belastungen des 

Bodens mit Sulfaten festgestellt. Die Einstufung des Bo-

dens erfolgt in die Zuordnungsklasse Z1.2 nach LAGA Bo-
den. 

  

 
 
 

Teil C: HINWEISE (OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER)  
 

1. Archäologische Bodenfunde  
 Der Geltungsbereich befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Es ist davon 

auszugehen, dass bei Erdarbeiten außerhalb der ehemals bebauten Flächen bau- und boden-
archäologische Siedlungs- oder Grabbefunde zerstört werden. Deshalb müssen Eingriffe in 

den unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich erlaubt werden. 
Zufallsfunde sind entsprechend § 16 Thüringer Denkmalschutzgesetz unverzüglich der Unte-
ren Denkmalschutzbehörde der Stadt Erfurt oder dem Thüringer Landesamt für archäologi-

sche Denkmalpflege anzuzeigen. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwen-
dungsbereich des § 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen.  

Teil A2: zeichnerische Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO
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